Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3400 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Mai 1965 

1/4 — 73104 — 2385/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
der Richtlinie des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch (Durchführungsgesetz EWG-Richtlinie 
Frisches Fleisch — FrFlG) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 282. Sitzung am 30, April 1965 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitats-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Richtlinie des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
mit frischem Fleisch *) 

(Durchführungsgesetz EWG-Richtlinie Frisches Fleisch — FrFlG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Dieses Gesetz findet Anwendung auf den inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen 
und Einhufern, die als Haustiere gehalten werden. 

§ 2 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Innergemeinschaftlicher Handelsverkehr: 

der Handelsverkehr zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft; 

2. Kommission: 

die Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ; 

3. Versandland: 

der Mitgliedstaat, von dem aus frisches 
Eleisch in die Bundesrepublik Deutschland 
versandt wird; 

4. Bestimmungsland: 

der Mitgliedstaat, in den frisches Fleisch 
aus der Bundesrepublik Deutschland ver- 
sandt wird; 

5. Fleisch: 

alle zum Genuß für Menschen geeigneten 
Teile der in § 1 genannten Tiere; 

6. frisches Fleisch: 

Fleisch, das einer auf seine Haltbarkeit 
einwirkenden Behandlung nicht unterwor- 
fen worden ist; als frisch im Sinne dieses 
Gesetzes gilt auch Fleisch, das einer Kälte- 
behandlung unterworfen worden ist; 

7. Tierkörper: 

der ganze Körper eines Schlachttieres nach 
dem Entbluten, Ausweiden und Abtrennen 

*) Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 2012/64) 


der Gliedmaßenenden in Höhe des KarpaT 
und Tarsalgelenkes; bei Rindern, Schafen, 
Ziegen und Einhufern außerdem nach Ab- 
trennen der Haut und des Kopfes sowie 
des Euters bei Kühen; 

8. Nebenprodukte der Schlachtung: 

frisches Eleisch, soweit es nicht zum Tier- 
körper gehört, auch wenn es noch in natür- 
lichem Zusammenhang mit dem Tierkörper 
verbunden ist; 

9. Eingeweide: 

die aus Brust-, Bauch- und Beckenhöhle 
stammenden Nebenprodukte der Schlach- 
tung einschließlich Luft- und Speiseröhre. 

(2) Amtlicher Tierarzt im Sinne dieses Gesetzes 
ist ein von der zuständigen Behörde bestellter Tier- 
arzt. Zu amtlichen Tierärzten dürfen nur bestellt 
werden beamtete Tierärzte oder Tierärzte, die nach 
den Vorschriften des Eleischbescliaurechtes als Be- 
schauer bestellt sind. 

§ 3 

(1) Erisches Fleisch darf nur in einen anderen 
Mitgliedstaat versandt werden, wenn es 

1. in einem nach § 4 zugelassenen Schlacht- 
betrieb gewonnen worden ist; 

2. bei einer weitergehenden Zerlegung des 
Tierkörpers als in Viertel in einem nach 
§ 4 zugelassenen Zerlegungsbetrieb zerlegt 
worden ist; 

3. von einem Schlachttier stammt, für das die 
Schlachterlaubnis auf Grund einer Schlacht- 
tieruntersuchung nach Abschnitt 4 der An- 
lage durch einen amtlichen Tierarzt erteilt 
worden ist; 

4. nach den Vorschriften der Abschnitte 3 
und 5 der Anlage gewonnen und behan- 
delt worden ist; 

5. einer Fleischuntersuchung nach Abschnitt 6 
der Anlage durch einen amtlichen Tier- 
arzt unterzogen und nach Abschnitt 7 der 
Anlage beurteilt und als tauglich zum Ge- 
nuß für Menschen befunden worden ist; 
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6. nach Abschnitt 8 der Anlage gekennzeich- 
net ist; 

7. mit einer Genußtauglichkeitsbescheini- 
gung nach Abschnitt 9 der Anlage ver- 
sehen ist; 

8. nach Abschnitt 10 der Anlage in nach 
§ 4 zugelassenen Schlachtbetrieben, Zer- 
legungsbetrieben oder außerhalb von 
Schlachtbetrieben und Zerlegungsbetrieben 
gelegenen Kühlhäusern in hygienisch ein- 
wandfreier Weise gelagert worden ist; 

9. so verladen und befördert wird, daß die 
Einhaltung der Vorschriften des Abschnit- 
tes 11 der Anlage gewährleistet ist. 

(2) Es ist verboten, in einen anderen Mitglied- 
staat zu versenden: 

1. frisches Eleisch von Ebern und Kryptorchi- 
den bei Schweinen; 

2. frisches Eleisch, das mit färbenden Stoffen 
behandelt worden ist; ausgenommen ist 
das Stempeln frischen Eleisches mit dem 
in Abschnitt 8 der Anlage zugelassenen 
Earbstoff ; 

3. frisches Eleisch von Tieren, bei denen Tu- 
berkulose in irgendeiner Eorm oder eine 
oder mehrere lebende oder abgestorbene 
Finnen festgestellt worden sind; 

4. diejenigen Teile des Tierkörpers oder die- 
jenigen Nebenprodukte der Schlachtung, 
die kurz vor dom Schlachten erlittene Ver- 
letzungen oder Mißbildungen oder Ab- 
weichungen nach Abschnitt 7 der Anlage 
aufweisen; 

5. Blut, das zur Verhinderung der Gerinnung 
mit chemischen Stoffen behandelt worden 
ist. 


§ 4 

(1) Schlachtbetriebe, Zerlegungsbetriebe und 
außerhalb von Schlachtbetrieben oder Zerlegungs- 
betrieben gelegene Kühlhäuser, in denen frisches 
Fleisch, das dazu bestimmt ist, in einen anderen 
Mitgliedstaat versandt zu werden, gewonnen, zer- 
legt, gelagert oder sonst behandelt wird, werden auf 
Antrag zugelassen. 

(2) Die Zulassung wird nur erteilt 

1. Schlachtbetrieben, die den Vorschriften 
des Abschnittes 1 der Anlage entsprechen, 

2. Zerlegungsbetrieben, die den Vorschriften 
des Abschnittes 2 der Anlage entsprechen, 

3. außerhalb von Schlachtbetrieben oder Zer- 
legungsbetrieben gelegenen Kühlhäusern, 
deren Einrichtungen die Lagerung von 
frischem Fleisch nach den Vorschriften des 
Abschnittes 10 der Anlage sicherstellen, 

wenn gewährleistet ist, daß die Vorschriften des 
Abschnittes 3 der Anlage eingehalten werden. 


(3) Die zuständige oberste Landesbehörde teilt 
dem Bundesminister für Gesundheitswesen die Zu- 
lassungen von Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrie- 
ben und Kühlhäusern sowie die Rücknahme und den 
Widerruf von Zulassungen mit. Der Bundesminister 
für Gesundheitswesen gibt die zugelassenen 
Schlachtbetriebe, Zerlegungsbetriebe und Kühlhäu- 
ser im Bundesanzeiger bekannt. 


§ 5 

(1) Bei den zugelassenen Schlachtbetrieben, Zer- 
legungsbetrieben und Kühlhäusern ist die Einhal- 
tung der Vorschriften der Abschnitte 1 bis 3, 5 und 10 
der Anlage durch den amtlichen Tierarzt zu über- 
wachen. Die Überwachung erstreckt sich auch auf die 
Einhaltung der Vorschriften des Abschnittes 11 der 
Anlage beim Versand des frischen Fleisches. 

(2) Die amtlichen Tierärzte sind befugt, zum 
Zwecke der Überwachung 

1. Räume, in denen frisches Fleisch gewon- 
nen, zerlegt, gelagert oder sonst behandelt 
wird, sowie Transportmittel zu betreten, 

2. in diesen Räumen sowie in den Transport- 
mitteln Besichtigungen vorzunehmen und 

3. in den Geschäftsräumen geschäftliche ün- 
terlagen einzusehen. 

(3) Die Inhaber der in Absatz 2 bezeichneten 
Räume und Transportmittel sowie die Betriebsleiter 
und Aufsichtspersonen sind verpflichtet, den zustän- 
digen amtlichen Tierärzten die Ausübung der in Ab- 
satz 2 bezeichneten Befugnisse zu ermöglichen. 

(4) Die zuständige Behörde hat den von der Kom- 
mission beauftragten tierärztlichen Sachverständi- 
gen die Erstattung von Gutachten über die Einhal- 
tung der für die Zulassung von Schlachtbetrieben 
und Zerlegungsbetrieben erforderlichen Vorausset- 
zungen zu ermöglichen. Für diese Sachverständigen, 
die von einem amtlichen Tierarzt begleitet werden, 
gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 


§ 6 

(1) Die zuständige Behörde hat die Zulassungen 
von Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrieben und 
Kühlhäusern zurückzunehmen oder zu widerrufen, 
wenn eine nach § 4 Abs. 2 für die Erteilung der 
Zulassung erforderliche Voraussetzung nicht oder 
nicht mehr gegeben ist und diesem Mangel nicht in- 
nerhalb einer von der zuständigen Behörde zu set- 
zenden angemessenen Frist abgeholfen wird; die 
zuständige Behörde kann anordnen, daß frisches 
Fleisch aus diesen Betrieben bis zur Beseitigung des 
Mangels nicht in einen anderen Mitgliedstaat ver- 
sandt werden darf. 

(2) Die zuständige Behörde leitet die erforder- 
lichen Maßnahmen auch dann ein, wenn nach Mit- 
teilung eines Mitgliedstaates die Vorschriften für 
die Zulassung von einem Betrieb nicht oder nicht 
mehr eingehalten werden. Die Art der eingeleiteten 
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Maßnahmen, die festgestellten Tatsachen oder die i 
getroffene Entscheidung einschließlich der Entschei- j 
dungsgründe teilt die zuständige oberste Landes- 
behörde dem Bundesminister für Gesundheitswesen 
mit. 

§ 7 

(1) Die amtlichen Tierärzte können technische Ver- 
richtungen bei der Fleischuntersuchung unter ihrer 
Aufsicht und Anleitung von Hilfskräften ausführen 
lassen, die hierfür besonders ausgebildet sind. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu bestimmen, welche 
Tätigkeiten als technische Verrichtungen im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen sind. 

§ 8 

Die Kennzeichnung nach Abschnitt 8 der Anlage 
steht der Tauglichkeitserklärung nach § 6 Abs. 1 des 
Fleischbeschaugesetzes in der Fassung vom 29. Ok- 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz über den Übergang von Zu- 
ständigkeiten auf dem Gebiete des Rechts des Ge- 
sundheitswesens vom 29. Juli 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 560) gleich. 

§ 9 

(1) Es ist verboten, frisches Fleisch der in § 3 
Abs. 2 bezeichneten Art oder Beschaffenheit aus 
einem anderen Mitgliedstaat in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu verbringen. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
kann verbieten, frisches Fleisch, das aus einem be- 
stimmten Schlachtbetrieb oder Zerlegungsbetrieb 
eines anderen Mitgliedstaates stammt, in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zu verbringen, falls 
die Kommission die Mitgliedstaaten hierzu ermäch- 
tigt hat. Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
gibt das Verbot im Bundesanzeiger bekannt. 

§ 10 

Frisches Fleisch darf aus einem anderen Mitglied- 
staat in den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur in 
Tierkörpern oder in den nachstehend bezeichneten 
Stücken verbracht werden: 

1. bei Rindern: 

Tierkörperhälften, Tierkörperviertel und in- 
nere Organe; 

2. bei Schweinen: 

Tierkörperhälften und Tierkörperviertel, j 

ganze Schinken mit Knochen, 
ganze Schultern mit Knochen, 

Rückenteile mit Knochen, j 

Speck, I 

Bäuche, j 


innere Organe, 

Geschlinge, 

Spitzbeine und 
Köpfe; 

3. bei Schafen: 
innere Organe; 

4. bei Pferden: 

Tierkörperhälften und Tierkörperviertel. 

Bei Tierkörpern, Tierkörperhälften und -vierteln 
dürfen die Nieren fehlen. Die einzelnen Rücken- 
teile, Speckstücke und Bauchstücke müssen min- 
destens drei Kilogramm wiegen. 


§ 11 

(1) Die Fleischuntersuchung nach § 13 des Fleisch- 
beschaugesetzes hat sich bei frischem Fleisch, das 
aus einem anderen Mitgliedstaat in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verbracht wird, auch darauf 
zu erstrecken, ob das frische Fleisch unter den in 
§ 3 Abs. 1 genannten Bedingungen gewonnen, zer- 
legt, untersucht mit Ausnahme der Untersuchung 
auf Trichinen, gekennzeichnet, gelagert, befördert 
und sonst behandelt worden ist. Soweit Vorschrif- 
ten über das Untersuchungsverfahren für die in 
§ 10 bezeichneten Teile des Tierkörpers nicht be- 
stehen, sind wissenschaftlich anerkannte, praktisch 
erprobte Verfahren anzuwenden. 

(2) Frisches Fleisch, das in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zurückverbracht wird, unterliegt der 
Fleischuntersuchung nicht, wenn es 

1. im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 5 untersucht und nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 6 gekennzeichnet worden 
ist, 

2. nach § 3 Abs. 1 Nr. 8 und 9 gelagert und 
befördert worden ist, 

3. im Falle einer Zerlegung in zugelasscnen 
Zerlegungsbetrieben in Teilstücke zerlegt 
worden ist, die nicht kleiner sind als die 
in § 10 bezeichneten Teile, und 

4. mit einer im Versandland ausgestellten 
Genußtauglichkeitsbescheinigung nach Ab- 
schnitt 9 der Anlage versehen ist. 

(3) Frisches Fleisch, das aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes in einen Mitgliedstaat versandt und 
dessen Inverkehrbringen in dem anderen Mitglied- 
staat untersagt worden ist, ist bei dem Zurückver- 
bringen in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
durch die Untersuchungsstelle darauf zu prüfen, 
ob es erneut untersucht werden muß. Für die Beur- 
teilung des Fleisches gelten die Grundsätze der §§ 32 
bis 36 und 47 der Ausführungsbestimmungen A über 
die Untersuchung und gesundheitspolizeiliche Be- 
handlung der Schlachttiere und des Fleisches bei 
Schlachtungen im Inland — AB.A — , Beilage 1 zur 
Verordnung über die Durchführung des Fleischbe- 
schaugesetzes vom 1. November 1940 (Reichsmini- 
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sterialbl. S. 289, 296), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung vom 11. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 828). Die auf dem Fleisch angebrachten Stempel- 
abdrucke sind nach dem Ergebnis der Untersuchung 
zu berichtigen. 

§ 12 

Wird bei der Untersuchung von frischem Fleisch, 
das aus einem anderen Mitgliedstaat in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht wird, 

1. eine ansteckende Krankheit, 

2. eine die Gesundheit des Menschen gefährden- 
de Abweichung oder 

3. ein schwerer Verstoß gegen die in diesem Ge- 
setz genannten und im Versandland zu beach- 
tenden Bedingungen 

fcstgestellt, so teilen die zuständigen obersten Lan- 
desbehörden die Entscheidungen der Untersuchungs- 
stellen unter Angabe der Gründe unverzüglich dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen mit. 


den Verwaltungskosten und unter Berücksichtigung 
der Bedeutung der in Anspruch genommenen Lei- 
stung zu bestimmen. Die Landesregierungen können 
! die Ermächtigung auf oberste Landesbehörden über- 
tragen. 

§ 15 

Das Fleischbeschaugesetz wird wie folgt geändert; 

1. § 12 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Frisches Fleisch darf nur in ganzen 
Tierkörpern, mit denen Brust- und Bauchfell 
sowie die Nieren in natürlichem Zusammen- 
hang verbunden sein müssen, eingeführt wer- 
den. Bei Rindern, Rentieren und Einhufern 
dürfen die Tierkörper in Hälften oder Viertel 
zerlegt sein; bei Schweinen und Wildschwei- 
nen dürfen die Tierkörper in Hälften zerlegt 
sein." 


§ 13 j 

Wird bei der Untersuchung nach § 13 des Fleisch- | 
beschaugesetzes frisches Fleisch, das aus einem an- j 
deren Mitgliedstaat in den Geltungsbereich dieses | 
Gesetzes verbracht wird, beanstandet und erklärt | 
der Absender oder dessen Vertreter, daß er das j 
Gutachten eines in der Liste der Kommission aufge- 1 
führten tierärztlichen Sachverständigen einholen j 
wird, so hat die Untersuchungsstelle dafür Sorge zu ! 
tragen, daß dieser Sachverständige vor weiteren | 
behördlichen Maßnahmen, insbesondere vor der | 
Vernichtung des Fleisches, feststellen kann, ob die 1 
Voraussetzungen für die Beanstandungen vorge- ! 
legen haben. i 

§ 14 I 

I 

(1) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Erleichterung des 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehrs mit fri- 
schem Fleisch und zum Schutze der Gesundheit des 
Menschen die Anlage zu diesem Gesetz zu ändern 
und zu ergänzen, soweit dies zur Anpassung an Än- 
derungen der hygienischen Vorschriften der Richt- 
linie des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr mit frischem Fleisch (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften S. 2012/64) sowie zur Anpas- 
sung an Richtlinien, die zur Durchführung dieser 
Richtlinie ergangen sind, erforderlich ist. 

(2) Die Landesregierungen regeln durch Rechts- 
verordnung die Erhebung von Kosten (Gebühren 
und Auslagen) bei der Durchführung dieses Geset- 
zes, insbesondere die Erhebung von Gebühren für 
die Zulassung, die Schlachltier- und Fleischunter- : 
suchung mit Ausnahme der Fleischuntersuchung 
nach § 11 Abs. 1 sowie für die Kennzeichnung des 
frischen Fleisches und die Überwachung der Be- 
triebe. Die Gebühren sind im Rahmen der entstehen- 


b) ln Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten" durch 
die Worte „für Gesundheitswesen" ersetzt. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Frisches Fleisch darf unbeschadet der 
Vorschriften des Absatzes 1 nur eingeführt 
werden, wenn 

1. die Schlachtbetriebe, in denen die 
Tiere geschlachtet worden sind, 
vom Bundesminister als Export- 
schlachtbetriebe anerkannt und be- 
kanntgegeben sind. Die Anerken- 
nung und Bekanntgabe dieser 
Schlachtbetriebe setzt voraus, daß 

a) sie von der obersten Veterinär- 
behörde des Ursprungslandes 
unter Erteilung einer Veteri- 
närkontrollnummer zu Export- 
schlachtungen für die Bundes- 
republik Deutschland zugelas- 
sen sind und 

b) ihre laufende Überwachung von 
der obersten Veterinärbehörde 
des Ursprungslandes zugesi- 
chert ist; 

2. die außerhalb eines Schlachtbetrie- 
bes gelegenen Kühlhäuser, in 
denen das Eleisch gelagert worden 
ist, vom Bundesminister anerkannt 
und bekanntgegeben sind. Die An- 
erkennung und Bekanntgabe die- 
ser Kühlhäuser setzt voraus, daß 

a) sie von der obersten Veterinär- 
behörde des Ursprungslandes 
zugelassen sind und 

b) ihre laufende Überwachung von 
der obersten Veterinärbehörde 
des Ursprungslandes zugesi- 
chert ist; 
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3. die Tiere vor und nach der Schlach- 
tung in diesen Schlachtbetrieben 
der vorgeschriebenen tierärzt- 
lichen Untersuchung unterzogen 
worden sind und ihr Fleisch als 
tauglich zum Genuß für Menschen 
erklärt worden ist; 

4. die Transportmittel und Ladebe- 
dingungen den vorgeschriebenen 
Mindestanforderungen entspre- 
chen; 

5. die Sendungen von dem vorge- 
schriebenen amtstierärztlichen Ge- 
sundheitszeugnis begleitet sind." 

d) Absatz 7 erhält folgenden Satz 2: 

„Absatz 4 findet keine Anwendung," 

2. § 12 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „schwachen" 
und „Nr. 1 bis 3" gestrichen und hinter dem 
Wort „Muskelschichten" ein Komma und das 
Wort „Bäuche" eingefügt. 

b) Hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a 
eingefügt: 

„(5 a) Die einzelnen Speckstücke und Bauch- 
stücke müssen mindestens drei Kilogramm 
wiegen." 


3. In § 12 c Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
„Bundesminister" die Worte „anerkannt und" 
eingefügt. 

4. Hinter § 12 f wird folgender § 12 g eingefügt: 

-,§ 12 g 

(1) Die Anerkennung von Schlachtbetrieben, 
Kühlhäusern und Verarbeitungsbetrieben nach 
§ 12 a Abs. 4 und § 12 c Abs. 1 und die Aufrecht- 
erhaltung dieser Anerkennung können davon ab- 
hängig gemacht werden, daß diese Betriebe durch 
Tierärzte, die vom Bundesminister beauftragt 
sind, überprüft werden. 

(2) Der Bundesminister bestimmt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. die Mindestanforderungen, 

a) unter denen Schlachtbetriebe, Kühl- 
häuser und Verarbeitungsbetriebe 
in Staaten, die nicht Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sind, anerkannt werden, 

b) nach denen die tierärztliche Unter- 
suchung durchzuführen ist und 

c) denen Transportmittel und Ladebe- 
dingungen entsprechen müssen, so- 
wie 

2. Inhalt und Form des amtstierärztlichen 

Gesundheitszeugnisses. 


Die Mindestanforderungen dürfen keine gerin- 
geren Anforderungen enthalten als die für den 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
frischem Fleisch geltenden deutschen Bestim- 
mungen." 

§ 16 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
finden die Vorschriften des Fleischbeschaurechtes 
auf den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
mit frischem Fleisch Anwendung. 

(2) Die Vorschriften des Lebensmittelgesetzes 
vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt 
geändert durch das Gesetz über den Übergang von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiete des Rechts des 
Gesundheitswesens vom 29. Juli 1964 (Bundesge- 
setzbl. I S. 560), bleiben unberührt. 

§ 17 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als nach diesem Gesetz für die Über- 
wachung zuständigem Tierarzt bekanntgeworden ist, 
■unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 18 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. frisches Fleisch in einen anderen Mitglied- 
staat versendet, obwohl die Anforderun- 
gen des § 3 Abs. 1 nicht erfüllt sind, 

2. frisches Fleisch der in § 3 Abs. 2 bezeich- 
neten Art oder Beschaffenheit in einen 
anderen Mitgliedstaat versendet oder aus 
einem anderen Mitgliedstaat in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder 

3. einem Verbot nach § 9 Abs. 2 zuwider- 
handelt, sofern es auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark, die fahr- 
lässige Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis 
zu 2500 Deutsche Mark geahndet werden. 
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§ 19 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 18 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines sol- 
chen Organs, als vertretungsberechtigter Gesellschaf- 
ter einer Personenhandelsgesellschaft oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt auch 
dann, wenn die Rechtshandlung, welche die Vertre- 
tungsbefugnis begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teiles des Betriebes eines 
anderen beauftragt oder von diesem ausdrücklich 
damit betraut ist, in eigener Verantwortung Pflich- 
ten zu erfüllen, die dieses Gesetz auferlegt. 

§20 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Proku- 
rist einer juristischen Person oder als vertretungsbe- 
rechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine durch § 18 mit 


Geldbuße bedrohte Handlung, so kann auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandels- 
gesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden. Die 
Geldbuße ist nach § 18 zu bemessen. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen hat, und für den Ge- 
winn, den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat. 

§ 21 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 22 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1965 in Kraft. 
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Anlage 


Abschnitt 1 

Hygienevorschriften für Schlachtbetriebe 

Schlachtbetriebe müssen über folgendes verfügen: 

1. Stallungen, deren Größe zur Unterbringung der Schlachttiere 
ausreicht; 

2. Schlachträume, deren Größe einen ordnungsgemäßen Ablauf der 
Schlachtung ermöglicht und die mit einer besonderen Abteilung 
für das Schlachten von Schweinen versehen sind; 

3. einen Raum für das Entleeren und Reinigen von Mägen und 
Därmen; 

4. Räume für die Weiterverarbeitung von Mägen und Därmen; 

5. Räume für die Lagerung von Talg einerseits sowie von Häuten, 
Hörnern und Klauen andererseits; 

6. verschließbare Räume für die Unterbringung kranker und krank- 
heitsverdächtiger Tiere, das Schlachten dieser Tiere sowie für die 
Lagerung vorläufig beschlagnahmten Fleisches einerseits und 
endgültig beschlagnahmten Fleisches andererseits; 

7. ausreichend große Kühlräume; 

8. einen ausreichend ausgestatteten verschließbaren Raum, der nur 
dem tierärztlichen Dienst zur Verfügung steht, sowie einen mit 
entsprechendem Gerät ausgestatteten Raum für die Untersuchung 
auf Trichinen; 

9. Umkleideräume, Wasch- und Duschgelegenheiten sowie Toiletten 
mit Wasserspülung, die keinen direkten Zugang zu den Arbeits- 
räumen haben und in deren Nähe sich Waschgelegenheiten be- 
finden. Die Waschgelegenheiten müssen mit fließendem kaltem 
und warmem Wasser, Reinigungs- und Desinfektionsmitteln so- 
wie nur einmal zu benutzenden Handtüchern ausgestattet sein; 

10. Einrichtungen, die jederzeit eine wirksame Durchführung der 
vorgeschriebenen tierärztlichen Untersuchung gestatten; 

11. Einrichtungen zur Überwachung der Ein- und Ausgänge des 
Schlachtbetriebes ; 

12. eine ausreichende Unterteilung zwischen dem reinen und dem 
unreinen Teil der Schlachtanlagen; 

13. in den Schlachtanlagen über 

a) Fußböden aus wasserundurchlässigem, leicht zu reinigendem 
und zu desinfizierendem, nicht faulendem Material, die leicht 
geneigt und mit Rinnen versehen sind, die zu abgedeckten, 
geruchsicheren Abflüssen führen; 

b) glatte Wände, die bis zu einer Höhe von mindestens 3 Metern 
mit einem hellen abwaschfesten Belag oder Anstrich versehen 
und deren Ecken und Kanten abgerundet sind; 

14. ausreichende Vorrichtungen zur Be- und Entlüftung sowie zur 
Entnebelung in den Schlachtanlagen; 

15. eine ausreichende natürliche und künstliche, Farben nicht ver- 
ändernde Beleuchtung in den Schlachtanlagen; 

16. eine Anlage, die in ausreichender Menge nur Trinkwasser liefert, 
das unter Druck steht; 

17. eine Anlage, die in ausreichender Menge heißes Wasser liefert; 
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18. eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, die den hygienischen 
Erfordernissen entspricht; 

19. in den Arbeitsräumen über ausreichende Einrichtungen zur Reini- 
gung und Desinfektion der Hände sowie der Einrichtungsgegen- 
stände und Arbeitsgeräte; 

20. eine Aufhängevorrichtung, die es ermöglicht, sämtliche Arbeits- 
gänge nach dem Betäuben soweit wie möglich am frei hängenden 
Tier auszuführen; wird die Enthäutung auf Schrägen durchge- 
führt, so müssen diese aus korrosionsfestem Material bestehen 
und so hoch sein, daß der Tierkörper den Boden nicht berührt; 

21. eine Hängebahn für den Transport des Fleisches; 

22. Vorrichtungen zum Schutz gegen Insekten und Nagetiere; 

23. Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, insbesondere Vor- 
richtungen für die Aufnahme des Magen-Darm-Kanals, aus 
korrosionsfestem, leicht zu reinigendem und zur desinfizieren- 
dem Material; 

24. einen besonders eingerichteten Platz für die Dunglagerung; 

25. Standplätze und ausreichende Einrichtungen zum Reinigen und 
Desinfizieren der Fahrzeuge. 


Abschnitt 2 

Hygienevorschriften für Zerlegungsbetriebe 

Zerlegungsbetriebe müssen über folgendes verfügen: 

1. Räume für die Zerlegung von Fleisch, die von den anderen Räu- 
men durch Wände getrennt sind; 

2. ausreichend große Kühlräume; 

3. einen ausreichend ausgestatteten verschließbaren Raum, der nur 
dem tierärztlichen Dienst zur Verfügung steht; 

4. Umkleideräume, Wasch- und Duschgelegenheiten sowie Toiletten 
mit Wasserspülung, die keinen direkten Zugang zu den Arbeits- 
räumen haben und in deren Nähe sich Waschgelegenheiten be- 
finden. Die Waschgelegenheiten müssen mit fließendem kaltem 
und warmem Wasser, Reinigungs- und Desinfektionsmitteln so- 
wie nur einmal zu benutzenden Handtüchern ausgestattet sein; 

5. in den Zerlegungsräuiiien über 

a) Fußböden aus wasserundurchlässigem, leicht zu reinigendem 
und zu desinfizierendem, nicht faulendem Material, die leicht 
geneigt und mit Rinnen versehen sind, die zu abgedeckten, 
geruchssicheren Abflüssen führen; 

b) glatte Wände, die bis zu einer Höhe von mindestens 2 Metern 
mit einem hellen abwaschfesten Belag oder Anstrich versehen 
und deren Ecken abgerundet sind; 

6. Kühlanlagen auch in den Zerlegungsräumen, die gewährleisten, 
daß die Innentemperatur des Fleisches + 7° C niemals über- 
steigt; 

7. eine ausreichende Vorrichtung zur Be- und Entlüftung in den 
Zerlegungsräumen ; 

8. eine ausreichende natürliche und künstliche, Farben nicht ver- 
ändernde Beleuchtung in den Zerlegungsräumen; 

9. eine Anlage, die in ausreichender Menge nur Trinkwasser liefert, 
das unter Druck steht; 

10. eine Anlage, die in ausreichender Menge heißes Wasser liefert; 
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11. eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, die den hygienischen 
Erfordernissen entspricht; 

12. in den Zerlegungsräumen über ausreichende Einrichtungen zur 
Reinigung und Desinfektion der Hände sowie der Einrichtungs- 
gegenstände und Arbeitsgeräte; 

13. Vorrichtungen zum Schutz gegen Insekten und Nagetiere; 

14. Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, insbesondere Tische 
mit auswechselbaren Schncidebrettern, Behältnisse, Transport- 
bänder und Sägen, aus korrosionsfestem, leicht zu reinigendem 
und zu desinfizierendem Material. 


Abschnitt 3 

Hygienevorschriften für Personal, Räume, Einrichtungsgegenstände 
und Arbeitsgeräte in Schlachtbetrieben und Zerlegungsbetrieben 

1. Personal, Räume, Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte 
müssen ständig peinlich sauber sein: 

a) Das Personal hat insbesondere saubere Arbeitskleidung und 
eine saubere Kopfbedeckung sowie erforderlichenfalls einen 
Nackenschutz zu tragen. Personen, die mit kranken Tieren oder 
infiziertem Fleisch in Berührung gekommen sind, haben unver- 
züglich Hände und Arme mit warmem Wasser gründlich zu 
waschen und dann zu desinfizieren. In den Arbeits- und Lager- 
räumen darf nicht geraucht werden; 

b) Hunde, Katzen, Kaninchen und Geflügel sind von Schlacht- 
betrieben und Zerlegungsbetrieben fernzuhalten; Nagetiere, 
Insekten und anderes Ungeziefer sind systematisch zu be- 
kämpfen; 

c) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, die bei der 
Fleischbearbeitung verwendet werden, sind in einwandfreiem 
und sauberem Zustand zu halten. Sie sind mehrmals im Laufe 
sowie am Ende eines Arbeitstages und bei Verunreinigung — 
insbesondere mit Krankheitserregern — vor ihrer Wieder- 
verwendung sorgfältig zu reinigen und zu desinfizieren. 

2. Räume und Einrichtungsgegenstände dürfen nur für das Schlach- 
ten sowie das Zerlegen und Bearbeiten von Fleisch verwendet 
werden. Arbeitsgeräte für die Fleischzerlegung dürfen nur zu die- 
sem Zweck benutzt werden. 

3. Das Fleisch darf nicht mit dem Fußboden in Berührung kommen. 

4. Die Verwendung von Reinigungs-, Desinfektions- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln darf die Genußtauglichkeit des Fleisches nicht 
beeinträchtigen. 

5. Personen, die das Fleisch mit Krankheitskeimen infizieren können, 
dürfen beim Schlachten sowie beim Zerlegen, Bearbeiten oder 
sonstigen Behandeln von Fleisch nicht mitwirken. Ferner dürfen 
nicht Personen mitwirken, die 

a) gleichzeitig eine Tätigkeit ausüben, durch die Krankheitserre- 
ger auf das Fleisch übertragen werden können, insbesondere 
Tätigkeiten bei der Leichenbestattung, der Tierkörperbeseiti- 
gung oder der Abwasserbeseitigung; 

b) einen Verband an den Händen tragen, mit Ausnahme eines 
Plastikverbandes zum Schutz einer frischen, nicht infizierten 
Fingerwunde. 

Die Einhaltung von § 17 des Gesetzes zur Verhütung und Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen (Bundes- 
seuchengesetz) vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012) muß 
gewährleistet sein. 
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h. Personen, die mit Fleisch in Berührung kommen, sind bei der 
Einstellung zu untersuchen. Als Einstellungsuntersuchung gilt die 
Untersuchung nach § 18 des Bundesseuchengesetzes. Das Zeugnis 
des Gesundheitsamtes ist jedes Jahr und jederzeit auf Anforde- 
rung des amtlichen Tierarztes zu erneuern. Es muß dem amtlichen 
Tierarzt zur Einsichtnahme zur Verfügung stehen. 


Abschnitt 4 

Vorschriften für die Schlachttieruntersuchung 

1. Die Tiere müssen am Tage ihres Eintreffens im Schlachtbetrieb 
zur Schlachttieruntersuchung vorgeführt werden. Die Schlachttier- 
untersuchung ist unmittelbar vor dem Schlachten zu wiederholen, 
wenn sich das Tier länger als 24 Stunden im Schlachtbetrieb be- 
funden hat. 

2. Der amtliche Tierarzt hat die Schlachttieruntersuchung bei ausrei- 
chender Beleuchtung nach wissenschaftlichen Methoden vorzuneh- 
men. 

3. Die Schlachttieruntersuchung soll folgende Feststellungen ermög- 
lichen: 

a) ob die Tiere von einer auf Mensch oder Tier übertragbaren 
Seuche befallen sind oder ob Einzelmerkmale oder das Allge- 
meinbefinden der Tiere den Ausbruch einer solchen Krankheit 
befürchten lassen; 

b) ob die Tiere eine Störung des Allgemeinbefindens oder Er- 
scheinungen einer Krankheit erkennen lassen, wodurch das 
Fleisch untauglich zum Genuß für Menschen werden kann; 

c) ob die Tiere ermüdet oder stark aufgeregt sind. 

4. Es dürfen nicht geschlachtet werden: 

a) Tiere in den Fällen der Nummer 3 Buchstaben a und b; 

b) Tiere, die sich nicht lange genug ausgeruht haben; ermüdete 
oder stark aufgeregte Tiere müssen sich mindestens .24 Stunden 
ausgeruht haben; 

c) Tiere, Irei denen Tuberkulose in irgendeiner Form festgestellt 
worden ist oder die auf Grund einer positiven Reaktion bei 
einer Tuberkulinprobe als tuberkulosekrank gelten. 


Abschnitt 5 

Vorschriften für das Schlachten und Zerlegen 

1. Schlachttiere, die in die Schlachträumc verbracht werden, müssen 
sofort geschlachtet werden. 

2. Die Tiere müssen vollständig entbluten. Zum Genuß für Men- 
schen bestimmtes Blut ist in peinlich sauberen Behältnissen auf- 
zufangen. Das Blut darf nicht mit den Händen, sondern nur mit 
hygienisch einwandfreien Gegenständen gerührt werden. 

3. Außer bei Schweinen ist die Haut sofort vollständig abzuziehen. 
Sofern Schweine nicht enthäutet werden, sind sie sofort zu ent- 
borsten. 

4. Das Ausweiden muß unverzüglich durchgeführt werden und in- 
nerhalb von 30 Minuten nach dem Entbluten beendet sein. Lunge, 
Herz, Leber, Milz und Mittelfell können entweder abgetrennt 
werden oder in natürlichem Zusammenhang mit dem Tierkörper 
verbunden bleiben. Werden sie abgetrennt, so sind sie mit einer 
Nummer oder auf andere Weise so zu kennzeichnen, daß die 
Zugehörigkeit zu dem betreffenden Tierkörper erkennbar ist; 
das gleiche gilt für Kopf, Zunge, Verdauungskanal sowie andere 
zur Fleischuiitersudiung benötigte Teile des Tieres. Die genann- 
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ten Teile sind bis zum Ende der Fleischuntersuchung in unmittel- 
barer Nähe des Tierkörpers zu belassen. Die Nieren müssen bei 
Tieren aller Gattungen in natürlichem Zusammenhang mit dem 
Tierkörper verbunden bleiben, sind jedoch aus der Fettkapsel zu 
lösen. 

5. Das Reinigen von Fleisch mit Tüchern sowie das Aufblasen sind 
verboten. 

6. Die Tierkörper von Einhufern, Schweinen sowie Rindern mit 
Ausnahme von Kälbern sind zur Fleischuntersuchung vorzufüh- 
ren, nachdem sie unter Längsspaltung der Wirbelsäule in Hälften 
geteilt worden sind. Bei Schweinen und Einhufern ist auch eine 
Längsspaltung des Kopfes vorzunehmen. Erforderlichenfalls kann 
der amtliche Tierarzt auch bei anderen Tieren die Längsspaltung 
des Tierkörpers fordern. 

7. Vor beendeter Fleischuntersuchung sind die weitere Zerlegung 
des Tierkörpers, die Entfernung und sonstige Behandlung von 
Teilen des geschlachteten Tieres verboten. 

8. Vorläufig oder endgültig beschlagnahmtes Fleisch sowie Mägen, 
Därme, Häute, Hörner und Klauen sind baldmöglichst in die dafür 
bestimmten Räume zu verbringen. 

9. Wird das Blut mehrerer Tiere in einem Behältnis aufgefangen, so 
ist der gesamte Inhalt vom innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr auszuschließen, wenn das Fleisch eines der Tiere als un- 
tauglich zum Genuß für Menschen erklärt worden ist. 

10. Eine weitere Zerlegung des Tierkörpers als in Hälften oder Vier- 
tel ist nur in Zerlegungsbetrieben zulässig. 


Abschnitt 6 

Vorschriften für die Fleischuntersuchung 

Alle Teile des Tieres einschließlich des Blutes sind nach den §§ 19 
bis 28 sowie ^den §§ 37 bis 46 der Ausführungsbestimmungen A über 
die Untersuchung und gesundheitspolizeiliche Behandlung der 
Schlachttiere und des Fleisches bei Schlachtungen im Inland — 
AB.A — , Beilage 1 zur Verordnung über die Durchführung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 1. November 1940 (Reichsministerialbl. 
S. 289, 296), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 11. Oktober 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 828), unmittelbar nach dem Schlachten zu 
untersuchen. 


Abschnitt 7 

Vorschriften für die Beurteilung 

Der amtliche Tierarzt hat das Fleisch nach den §§32 bis 36 und 47 
AB.A zu beurteilen. Es darf jedoch nur solches Fleisch freigegeben 
werden, das keinerlei Abweichungen aufgewiesen hat, mit Aus- 
nahme von kurz vor der Schlachtung entstandenen Verletzungen 
oder von Mißbildungen oder von örtlich begrenzten Abweichungen, 
soweit diese Verletzungen, Mißbildungen oder Abweichungen sich 
nicht nachteilig auf die Genußtauglichkeit des Tierkörpers oder der 
zu ihm gehörenden Nebenprodukte der Schlachtung auswirken oder 
die menschliche Gesundheit nicht gefährden. 


Abschnitt 8 

Vorschriften für die Stempelung 

1. Für die Durchführung der Stempelung ist der amtliche Tierarzt 
verantwortlich. 
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2. Die Stempelung ist mit einem ovalen Stempel von 6,5 cm Breite 
und 4,5 cm Höhe vorzunehmen. Der Stempel muß folgende deut- 
lich lesbare Angaben enthalten: 

a) im oberen Teil in Großbuchstaben den Namen des Versand- 
landes, bei Sendungen aus dem Geltungsbereich dieses Geset- 
zes „DEUTSCHLAND": 

b) in der Mitte die Veterinärkontrollnummer des zugelassenen 
Schlachtbetriebes; 

c) im unteren Teil eine der folgenden Abkürzungen „EWG", 
„EEG" oder „CEE", bei Sendungen aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes „EWG". 

Die Buchstaben müssen 0,8 cm und die Ziffern 1 cm hoch sein. 

3. Tierkörper sind mit einem Farbstempel nach Nummer 2 zu kenn- 
zeichnen: 

a) Bei Tierkörpern mit einem Gewicht von mehr als 60 kg ist jede 
Hälfte mindestens an folgenden Stellen zu stempeln: Außen- 
seite der Keule, Lende, Rücken, Bauch, Schulter sowie Brust- 
fell im Bereich des Rückenteils; 

b) andere Tierkörper sind mindestens viermal zu stempeln, näm- 
lich an jeder Schulter und der Außenseite jeder Keule. 

4. Kopf, Zunge, Herz, Lunge und Leber sind mit einem Färb- oder 
Brennstempel nach Nummer 2 zu kennzeichnen. Bei Schafen und 
Ziegen brauchen Zunge und Herz nicht gestempelt zu werden. 

5. Teilstücke, die in Zerlegungsbetrieben von ordnungsgemäß ge- 
stempelten Tierkörpern gewonnen worden sind, müssen, sofern 
sie keinen Stempelabdruck tragen, mit einem Färb- oder Brenn- 
stempel nach Nummer 2 gekennzeichnet werden, der in der Mitte 
an Stelle der Veterinärkontrollnummer des Schlachtbetriebes die 
Veterinärkontrollnummer des Zerlegungsbetriebes enthält. 

6. Beim Versand verpackter Teilstücke oder verpackter Nebenpro- 
dukte der Schlachtung ist mit einem Stempel nach Nummer 2 und 5 
ein Abdruck auf einem gut sichtbar an der Verpackung befestigten 
Etikett anzubringen. 

Das Etikett muß außerdem folgendes enthalten: 

a) eine laufende Nummer, 

b) die anatomische Bezeichnung der Teilstücke oder Nebenpro- 
dukte der Schlachtung, 

c) die Angabe der Tiergattung, von der die Teilstücke oder 
Nebenprodukte der Schlachtung stammen, 

d) das Nettogewicht des Packstückes. 

Ein Doppel des Etiketts ist in das Packstück einzulegen. 

7. Fleisch von Schweinen, das als trichinenfrei befunden worden ist, 
muß nach § 50 Abs. 8 AB.A zusätzlich gekennzeichnet werden. 

8. Als Stempelfarbe darf nur Methylviolett verwendet werden. 


Abschnitt 9 

Genußtauglichkeitsbescheinigung 

Die Genußtauglichkeitsbescheinigung, die das Fleisch beim Versand 
in das Bestimmungsland begleitet, wird von einem amtlichen Tierarzt 
bei der Verladung ausgestellt. Die Genußtauglichkeitsbescheinigung 
muß zumindest in der Sprache des Bestimmungslandes abgefaßt sein 
und die aus nachfolgenden Mustern ersichtlichen Angaben enthalten: 


13 




Drucksache IV/ 3400 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Muster (deutsche Fassung) 


Genußtauglichkeitsbescheinigung 

für frisches Fleisch’), das für einen Mitgliedstaat der EWG bestimmt ist 

Nr 

Versandland: 

Zuständiges Ministerium: 

Ausstellende Behörde: 

/. Angaben zur Identifizierung des Fleisches: 

Fleisch von 

(Tiergattung) 

Art der Teile; 

Art der Verpackung: 

Zahl der Teile oder Packstücke: 

Nettogewicht: 

II. Herkunft des Fleisches: 

Anschrift(en) und Veterinärkontrollnummer(n) des (der) zugelassenen 
Schlachtbetriebes (-betriebe): 

Anschrift(en) und Veterinärkontrollnummer(n) des (der) zugelassenen 
Zerlegungsbetriebes (-betriebe): 


III. Bestimmung des Fleisches: 

Das Fleisch wird versandt von 

(Versandort) 

nach 

(Bestimmungsort und -land) 

mit folgendem Transportmittel 2) 

Name und Anschrift des Absenders: 

Name und Anschrift des Empfängers: 

IV. Bescheinigung 

Der Unterzeichnete bescheinigt folgendes: 

a) das vorstehend bezeichnete Fleisch — und die Verpackung des vor- 
stehend bezeichneten Fleisches — sind — ist mit einem Stempel- 
abdruck versehen, aus dem ersichtlich ist, daß das Fleisch nur von 
Tieren stammt, die in zugelassenen Schlachtbetrieben geschlachtet 
worden sind; 

b) das Fleisch ist auf Grund einer tierärztlichen Untersuchung nach der 
Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri- 
schem Fleisch als tauglich zum Genuß für Menschen befunden wor- 
den; 

c) das Fleisch ist in einem zugelassenen Zerlegungsbetrieb zerlegt 
worden ®) ; 

d) das Fleisch ist — nicht — ^) auf Trichinen untersucht worden; 

e) die Transportmittel und die Ladebedingungen entsprechen den in der 
vorerwähnten Richtlinie genannten hygienischen Anforderungen. 

Ausgefertigt in am 


Ontciiidirift dos amtlichen Tieraiztes 


1) Frisches Fleisch im Sinne der in Abschnitt IV Buchstabe b dieser Bescheinigung erwähnten 
Ridrtlinie sind alle zum Genuß für Menschen geeigneten Teile von Haustieren der Gat- 
tungen Rinder, Schweine, Schafe und Ziegen sowie von Einhufern, die als Haustiere gehal- 
ten werden; diese Teile dürfen einer aut ihre Haltbarkeit einwukenden Behandlung nidil 
unterworfen worden sein; als frisch gilt jedoch audi Fleisch, das einer Kältehehandluiui 
unterworfen worden ist. 

2) Bei Versand mit Eisenbahn- oder Lastwagen sind die jeweiligen Kennzcidicn oder Num- 
mern, bei Versand mit einem Fbig/eug die rbigmiTTinier einzutrtigen. 

:!) Nichtzutreffendes streichen. 
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Drucksache IV/ 3400 


Muster (französische Fassung) 


Certifical de Salubrite 

relatif ä des viandes fraiches destinees ä un Etat membre de la C.E.E. (h 

No 

Pays expediteur 

Ministere 

Service 

(facultative) 

I. Identification des viandes: 

Viandes de 

(espece animain) 

Nature des pieces 

Nature de Pemballage 

Nombre des pieces ou des unites d'emballages 

Poids net 

II. Provenance des viandes: 

Adresse(s) et numero(s) d’agrement veterinaire de l’(des) abattoir(s) 
agreG(s) 


Adresse(s) et numero(s) d'agrement veterinaire de r{des) atelier(s) de 
decoupe agree(s) 


III. 


Destination des viandes: 

Les viandes sont expödiees de 

(Hon d'oypödition) 


a 

(pays et Heu de destination) 

par le moyen de transport suivant f®) 

Nom et adresse de l'expediteur 

Nom et adresse du destinataire 


IV. Attestation de salubrite: 

Le soussigne, veterinaire officiel, certifie: 

a) Que les viandes designees ci-dessus (5) — que les emballages des 
viandes designees ci-dessus p) — portont l'estampille que les viandes 
proviennent en totalite d'animaux abattus dans des abattoirs agre^s; 

b) Qu'elles sont reconnues propres ä la consommation humaine ä la 
suite d’une inspection veterinaire effectuöe conformement ä la 
directive relative ä des problemes sanitaires en matiere d’echanges 
intracommunautaires de viandes fraiches; 

c) Qu’elles ont ete decoupees dans un atelier de decoupe agree (®); 

d) Qu'elles ont ete ■ — ■ n'ont pas ete — soumises ä un examen 
trichinoscopique (^) ; 

e) Que les vehicules et engins de transport ainsi que les conditions de 
chargement de cette expedition sont conformes aux exigences de 
l’hygiene definies dans la directive precitee. 


Fait a 


le 


Signature du veterinaire officiel 


') Viandes fraiches: selon la directive nientionnee au IV, alinea b), du present ccrtificat, 
foutes los parties propres ä la consommation humaine d'animaux domestiques appartenant 
aux especes bovine, porcinc, ovine, caprine ainsi que des soHp^des, n'ayant subi aucun 
traifement de nature ä assurer leur Conservation; toutefois, les viandes traitees par le 
froid sont ä considerer comme fraidres. 

2) Pour les Wagons et les camions, indiquer le numero d'immalriculation et pour les avions, 
le numero du vol. 

Biffer la mention inutilc. 
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Muster (italienische Fassung) 


Certificato di Sanitä 

relative a carni fresche (*) destinate ad uno State membre della C.E.E. 

N 

Baese speditere 

Ministero 

Rif (faceltative) 


I. Identiiicazione delle carni: 

Carni di 

(specie animale) 

Natura dei pezzi 

Natura dell'imballaggie 

Numere dei pezzi e degli imballaggi 

Peso netto 

II. Provenienza delle carni: 

Indirizzo(i) e numero(i) di riconoscimento veterinario del(i) macello(i) 
riconosciuto(i) 


Indirizzo(i) e numero(i) di riconoscimento veterinario del(i) laboratorio(i) 
di sezionamento riconosciuto(i) 


III. Destinazione delle carni 
Le carni sono spedite da 


(luogo di spediziunc) 


a 


(paese e luogo di destinazione) 


col seguente mezzo di trasporto (^) 
Nome e indirizzo dello speditore .. 


Nome e indirizzo dei destinatario 


/V. Attestato di sanitä: 

II sottoscritto, veterinario ufficiale, certifica: 

a) che le carni sopraindicate p) — gli imballaggi delle carni sopraindi- 
cate (^) — recano i bolli comprovanti che le carni provengono esclu- 
sivamente da animali macellati in macelli riconosciuti; 

b) che queste carni sono state riconosciute adatte al consumo umano a 
seguito d’ispezione veterinaria effettuata conformemente alla direttiva 
relativa a problemi sanitari in materia di scambi intracomunitari di 
carni fresche; 

c) che esse sono state sezionate in un laboratorio di sezionamento rico- 
nosciuto (^) : 

d) che sono state — non sono state ■ — sottoposte ad esame trichino- 
scopico (^); 

e) che i veicoli o mezzi adibiti al trasporto e le condizioni di carico 
della spedizione corrispondono alle prescrizioni d’igiene stabilite 
nella precitata direttiva. 

Fatto a il 


Firma dei veterinario ufficiale 


1) Carni fresche: a norma della direttiva di cui al ii. IV, lettera b) dei presente certificato, 
sono considerate tali tutte le parti, adatte al consumo umano, di animali domestici delle 
specie bovina, suina, ovina, caprina, nonche dei solipedi, che non abbiano subito alcun 
trattamento tale da assicurare la loro conservazionc; sono tuttavia considerate fresche lo 
carni trattato per mezzo dei freddo. 

2) Per i carri ferroviari e gli autocarri indicare il numero di immati icolazione e per gb 
aerei il numero dei volo. 

3) Cancellare la menzione inutile. 
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Muster (niederländische Fassung) 


Gezondheidscertificaat 

betreffende vers vlees (i) dat bestemd is voor een Lid-Staat van de E.E.G. 

No 

Land van verzending 

Ministerie 

Dienst 

I. Identificatie van het vlees: 

Vlees van 

(diersoort) 

Aard van het verzondene 

Aard van de verpakking 

Aantal stuks of colli 

Nettogewidit 

II. Herkomst van het vlees: 

Adres(sen) en toelatingsnummer(s) van hot (de) erkende slachthuis(en) 


Adres(sen) en toelatingsnummer(s) van der erkende uitsnijderij(en) 


III. Bestemming van het vlees: 

Het vlees wordt verzonden uit 

(plaats van verzending) 

naar 

(plaats cn Innd van bestemming) 

per (2) 

Naam en adres van de afzender 

Naam en adres van degene voor wie de zending is bestemd 


/V.. Gezondheidsverklaring 

Ondertgetekende verklaart hiermede: 

a) dat het hierboven omschreven vlees (®) — dat de verpakking van het 
hierboven omschreven vlees (•'’) — een merk draagt dat aantoont dat 
het vlees uitsluitend askomstig is van dieren die in een erkend 
slachthuis zijn geslacht; 

b) dat het bij keuring overeenkomstig de richtlijn inzake gezondheids- 
vraagstukken op het gebied van het intracommunautaire handelsver- 
keer in vers vlees geschikt voor menselijke consumptie is bevonden; 

c) dat het — niet — in een erkende uitsnijderij is uitgesneden (®); 

d) dat het vlees is — niet is - — onderzocht op trichinen (®) ; 

e) dat de voertuigen en vervoermiddelen en de wijze waarop deze 
zending is ingeladen, voldoen aan de in voornoemde richtlijn ver- 
melde eisen ten aanzien van den hygiene. 

Gedaan te , 

Handtekening 


Officieel dierenarts 


1) Vers vlees; in de zin vnn de onder IV b) van dit certificaat vermelde richtlijn, alle voor 
menselijke consumptie gesrbiktc delen van huisdieren van de volgende soorten: runderen, 
vaikens, sdiapen, gelten en eenhoevige dieren, welke delen geen behandeling hebben 
onderguan die de boudbaarheid beinvloedt; als vers vlees wordt ook besdiouwd vlees dat 
koelbohandcling heeft ondergaan. 

2) Bij verzending per spoorwegwagon of vraditwagen dient het kenteken of nummer te 
worden vermeld; bij verzending per vliegtuig dient het nummer van de vlucht te worden 
aangegeven. 

2) Doorhalen wat niet van toepassing is. 
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Abschnitt 10 

Vorschriften für die Lagerung von frischem Fleisch 

Frisches Fleisch ist nach der Fleischuntersuchung sofort zu kühlen; 
die Innentemperatur der Tierkörper und Tierkörperteile darf + 7° C 
und die der Nebenprodukte der Schlachtung + 3^ C niemals über- 
steigen. 


Abschnitt 11 

Vorschriften für die Beförderung von frischem Fleisch 

1. Frisches Fleisch muß in verplombten Transportmitteln befördert 
werden, die so gebaut und ausgestattet sind, daß die in Ab- 
schnitt 10 vorgesehenen Temperaturen während der Beförderung 
nicht überschritten werden. 

2. Die zur Fleischbeförderung bestimmten Transportmittel müssen 
folgende Voraussetzungen erfüllen: 

a) ihre Innenwände und andere Teile, die mit Fleisch in Berührung 
kommen können, müssen aus korrosionsfestem Material sein 
und dürfen weder die Eigenschaften des Fleisches beeinträch- 
tigen noch gesundheitsschädliche Stoffe an das Fleisch abgeben; 
die Innenwände müssen glatt sowie leicht zu reinigen und zu 
desinfizieren sein; 

b) die Transportmittel müssen mit wirksamen Vorrichtungen 
zum Schutz des Fleisches vor Staub und Insekten versehen und 
so abgedichtet sein, daß Flüssigkeit aus ihnen nicht ablaufen 
kann; 

c) zur Beförderung von Tierkörpern, -hälften oder -vierteln — mit 
Ausnahme von Gefrierfleisch in hygienisch einwandfreier Ver- 
packung — ist eine Aufhängevorrichtung aus korrosionsfestem 
Material so anzubringen, daß das Fleisch den Boden nicht 
berühren kann. 

3. Die zur Fleischbeförderung bestimmten Transportmittel dürfen 
niemals zur Beförderung von lebenden Tieren oder Erzeugnissen, 
die das Fleisch beeinträchtigen oder infizieren können, benutzt 
werden. 

4. Fleisch darf nicht mit anderen Erzeugnissen in demselben Trans- 
portmittel befördert werden. Mägen dürfen nur befördert werden, 
wenn sie gebrüht sind. Köpfe und Pfoten nur, wenn sie abgezogen 
oder gebrüht und enthaart sind. 

5. Die zur Fleischbeförderung benutzten Transportmittel sind nach 
dem Entladen sofort zu reinigen und zu desinfizieren. 

6. Tierkörper, -hälften und -viertel sind — mit Ausnahme von 
Gefrierfleisch in hygienisch einwandfreier Verpackung — stets 
hängend zu befördern. Andere Teilstücke sowie Nebenprodukte 
der Schlachtung sind entweder hängend oder auf Unterlagen zu 
befördern, falls sie sich nicht in Verpackungen oder korrosions- 
festen Behältnissen befinden. Die Unterlagen, Verpackungen und 
Behältnisse müssen hygienisch einwandfrei sein. Eingeweide sind 
stets verpackt zu befördern. Die Verpackungen müssen fest, flüs- 
sigkeits- und fettundurchlässig sein; sie sind vor jeder Wiederver- 
wendung zu reinigen und zu desinfizieren. 

7. Der amtliche Tierarzt hat sich vor dem Versand davon zu überzeu- 
gen, daß die Transportmittel und die Ladebedingungen den in 
diesem Abschnitt genannten hygienischen Anforderungen entspre- 
chen. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Am 26. Juni 1964 ist die Richtlinie des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch verab- 
schiedet worden. Nach Artikel 10 dieser Richtlinien 
haben die Mitgliedstaaten innerhalb von 12 Mona- 
ten die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften in Kraft zu setzen, um der Richtlinie ein- 
schließlich ihrer Anlagen nachzukommen. Diese 
Frist läuft am 30. Juni 1965 ab. 

Die Vorschriften der Richtlinie gehen über das 
deutsche Fleischbeschaurecht hinaus, sie in die be- 
stehenden innerstaatlichen fleischbeschaurechtlichen 
Vorschriften aufzunehmen, ist aus folgenden Grün- 
den nicht möglich. 

Der Rahmen des Fleischbeschaugesetzes ist insbe- 
sondere für die Aufnahme der in der Richtlinie ent- 
haltenen sehr eingehenden hygienischen Vorschrif- 
ten u. a. für die Einrichtung und den Betrieb von 
Schlachtbetrieben und Zerlegungsbetrieben sowie 
für die Lagerung und die Beförderung von frischem 
Fleisch zu eng. Das deutsche Fleischbeschaurecht 
müßte daher völlig neu gestaltet werden. Mit den 
Vorarbeiten hierzu ist bereits begonnen wor- 
den. Unabhängig von den auf Grund der Richtlinie 
zu treffenden Regelungen sind aber bei einer Neu- , 
gestaltung des Fleischbeschaurechts eine Vielzahl i 
anderer Fragen zu berücksichtigen. Ferner ist damit 
zu rechnen, daß bereits in diesem Jahr eine Richt- 
linie über den innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit zubereitetem Fleisch vom Rat der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft verabschiedet 
wird, der zwei Richtlinien über gesundheitliche 
Fragen bei der Einfuhr von frischem und zuberei- 
tetem Fleisch aus dritten Ländern in Kürze folgen 
werden. Auch die Vorschriften dieser Richtlinien 
müssen in innerstaatliches Recht übernommen wer- 
den. Die zur Verfügung stehende Zeit gestattet je- 
doch eine so umfassende Neugestaltung dieses 
Rechtsgebiets nicht. 

Die Übernahme der Vorschriften der genannten 
Richtlinie in deutsches Recht kann daher nur durch 
ein besonderes Gesetz bewirkt werden, das als 
Ubergangslösung bis zum Inkrafttreten eines neuen 
Fleischhygienerechtes gelten soll. 


Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Die Vorschrift entspricht Artikel 1 Abs. 1 der Richt- 
linie. 


Absatz 1 

Nr. 1 und 2; Die Begriffe „innergcmeinschaftlicher 
Handelsverkehr" und „Kommission" bedürfen einer 
Definition. 

Nr. 3 und 4 entsprechen Artikel 2 Buchstaben e und f. 
Nr. 5 entspricht Artikel 1 Abs. 2 der Richtlinie. 

Nr. 6 entspricht Artikel 1 Abs. 3 der Richtlinie. 

Nr. 7 entspricht Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie. 
Nr. 8 entspricht Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie. 
Nr. 9 entspricht Artikel 2 Buchstabe c der Richtlinie. 

Absatz 2 

Durch diese Vorschrift wird dem Artikel 2 Buch- 
stabe d der Richtlinie entsprochen. 

Zu § 3 

Absatz 1 

entspricht Artikel 3 y\bs. 1 der Richtlinie. 

Absatz 2 

entspricht Artikel 3 Abs. 3 der Richtlinie. 

Zu §4 

Um den Vorschriften des Artikels 4 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 und Abs. 4 Satz 2 der Richtlinie zu genügen, 
bedarf es einer Regelung des Verfahrens für die 
Zulassung von Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrie- 
ben und außerhalb von diesen gelegenen Kühl- 
häusern sowie für die Bekanntgabe dieser Betriebe. 

Zu § 5 

In Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz und 
Abs. 4 Satz 1 der Richtlinie wird verlangt, daß die 
nach § 4 zuzulassenden Betriebe ständig dufch einen 
amtlichen Tierarzt überwacht werden. Aus den Be- 
stimmungen des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe i der 
Richtlinie in Verbindung mit der in der Genußtaug- 
lichkeitsbescheinigung (Anlage II der Richtlinie) 
unter IV Buchstabe e verlangten Bescheinigung er- 
gibt sich die Verpflichtung, auch Transportmittel 
und Ladebedingungen in gleicher Weise zu über- 
wachen. Die Durchführung dieser Überwachung be- 
darf daher der Regelung. 

Sofern nach Ansicht eines Mitgliedstaates ein 
Schlachtbetrieb oder ein Zerlegungsbetrieb, der sich 
in einem anderen Mitgliedstaat befindet, nicht den 
in Betracht kommenden Anforderungen entspricht, 
kann dieser Mitgliedstaat nach Artikel 4 Abs. 3 
der Richtlinie die EWG-Kommission anrufen. Die 
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Kommission muß daraufhin tierärztliche Sachver- 
ständige mit der Erstattung eines Gutachtens über 
den Streitfall beauftragen. Absatz 4 regelt, wie 
diese von der Kommission beauftragten Sachver- 
ständigen in der Bundesrepublik tätig werden kön- 
nen. 

Zu §6 

In Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz und 
Abs. 4 Satz 2 der Richtlinie wird verlangt, daß Zu- 
lassungen von Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrie- 
ben und außerhalb von diesen gelegenen Kühlhäu- 
sern zurückgenommen werden müssen, wenn die in 
Betracht kommenden Bestimmungen nicht eingehal- 
ten werden. Nach Artikel 4 Abs. 3 hat ein Mitglied- 
staat die Zulassung der genannten Betriebe auch 
dann zu überprüfen, wenn ein anderer Mitgliedstaat 
zu der Überzeugung gelangt ist, daß die in Betracht 
kommenden Bestimmungen der Richtlinie nicht oder 
nicht mehr eingehalten werden. Es bedarf daher 
einer Verfahrensregelung für die Rücknahme und 
den Widerruf von Zulassungen. 

Zu§ 7 

Im Hinblick auf Artikel 3 Abs. 2 der Richtlinie ist 
eine besondere Vorschrift aufzunehmen, die fest- 
legt, welche unterstützende Tätigkeiten Hilfskräfte 
bei der Schlachttier- und Fleischuntersuchung aus- 
üben dürfen. 

Zu § 8 

Die Vorschriften der Richtlinie für die Schlachttier- 
und Fleischuntersuchung entsprechen größtenteils 
den einschlägigen deutschen fleischbeschaurecht- 
lichen Bestimmungen. In einigen Anforderungen 
gehen die Vorschriften der Richtlinie über die deut- 
schen Regelungen hinaus. Die Trichinenschau bleibt 
jedoch nach Artikel 6 Abs. 2 der Richtlinie unbe- 
rührt. 

Nach Abschnitt 6 der Anlage ist in der Bundesrepu- 
blik Fleisch von Schweinen, auch wenn es für den 
innergemeinschaftlichen Verkehr bestimmt ist, wie 
bisher auf Trichinen zu untersuchen; die Tierkörper 
sind, sofern das Fleisch als trichinenfrei befunden 
worden ist, nach Abschnitt 8 Nr. 7 der Anlage 
ebenfalls wie bisher zu kennzeichnen. 

Fleisch inländischer Herkunft, das nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes untersucht und nicht be- 
anstandet worden ist, kann somit ohne weiteres 
auch in den innerdeutschen Verkehr gelangen. Der 
EWG-Stempel entspricht demnach dem Stempel 
„tauglich", mit dem auf Grund innerstaatlicher 
fleischbeschaurechtlicher Vorschriften nicht bean- 
standetes Fleisch zu kennzeichnen ist. 

Zu §9 

Absatz 1 

Die hier aufgeführten Verbote beziehen sich auf 
die Vorschriften des Artikels 3 Abs. 3 der Richtlinie. 


Absatz 2 

Stellt die Kommission in einem Falle, wie er im 
2. Absatz der Begründung zu § 5 erwähnt ist, fest, 
daß die Bestimmungen, an die die Zulassung ge- 
knüpft ist, nicht oder nicht mehr eingehalten werden, 
so ermächtigt sic nach Artikel 4 Abs. 3 Satz 4 der 
Richtlinie die Mitgliedstaaten, vorübergehend das 
Verbringen von frischem Fleisch, das aus dem be- 
treffenden Schlachtbetrieb stammt oder in dem be- 
treffenden Zerlegungsbetrieb zerlegt worden ist, in 
ihr Hoheitsgebiet zu untersagen. Die Vorschrift des 
Absatzes 2 gibt dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen die Möglichkeit, in dem genannten Fall 
ein entsprechendes Verbot erlassen zu können. 

Zu § 10 

Nach Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe A, a der Richtlinie 
muß gestattet werden, daß, außer den in den §§ 12 a 
und 12 b des Fleiscbbcschaugesetzes bezeichneten 
Teilen, noch weitere Teilstücke des Tierkörpers in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht wer- 
den. Der Katalog bezeichnet sowohl die nach dem 
Fleischbeschaugesotz bisher einfuhrfähigen Teile 
des Tierkörpers und Nebenprodukte der Schlach- 
tung als auch die im innergemeinschaftlichen Han- 
delsverkehr zusätzlich zuzulassenden Teilstücke. 

Zu § 11 

Absatz 1 

Das aus den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in 
die Bundesrepublik eingehende Fleisch unterliegt 
wie bisher der Untersuchung. Da diese Unter- 
suchung durch die Richtlinie nicht geregelt wird, 
kann sie nach den Bestimmungen dos Fleischbe- 
schaurechts durchgeführt werden. Auf Grund des 
Artikels 6 Abs. 2 der Richtlinie sind die Mitglied- 
Staaten nicht verpflichtet, Schweine auf Trichinen 
zu untersuchen. In der Bundesrepublik soll, wie in 
der Erläuterung zu § 8 ausgeführt, von der beste- 
henden Regelung einer obligatorischen Untersu- 
chung auf Trichinen nicht abgegangen werden. Da- 
her sind in Abschnitt 6 der Anlage die Vorschriften 
für die Fleischuntersuchung nach Kapitel IV der 
Anlage I der Richtlinie entsprechend ergänzt. Da 
§ 3 Abs. 1 in Nummer 5 auf diesen Abschnitt 6 der 
Anlage verweist, muß die Untersuchung auf Trichi- 
nen in Satz 1 ausgenommen werden. 

Absatz 2 

Die Vorschrift regelt insbesondere die Fälle, in 
denen in der Bundesrepublik gewonnenes Fleisch 
in einen anderen Mitgliedstaat versandt, dort zer- 
legt und je nach Marktlage bestimmte Teilstücke 
wieder in die Bundesrepublik zurückverbracht wer- 
den. Sofern das Fleisch den aufgeführten Vorschrif- 
ten entspricht, kann auf eine erneute Untersuchung 
verzichtet werden. In der im Versandland auszu- 
stellenden Genußtauglichkeitsbescheinigung nach 
dem Muster in Abschnitt 9 der Anlage muß in die- 
sen Fällen unter II (Herkunft des Fleisches) An- 
schrift und Veterinärkontrollnummer des deutschen 
Schlachtbetriebes eingesetzt werden. 
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Absatz 3 

Fleisch, das aus der Bundesrepublik stammt und im 
Bestimmungsland zurückgewiesen worden ist, muß 
im Gegensatz zu den in Absatz 1 angesprochenen 
Fällen bei dem Zurückverbringen in die Bundes- 
republik darauf geprüft werden, ob es auch nach 
innerdeutschen fleiscbbeschaurechtlicben Vorschrif- 
ten zu beanstanden ist. Die Beurteilung erfolgt nach 
den Grundsätzen der AB.A, da das Fleisch im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbleiben soll und 
Unterschiede zwischen den Vorschriften für den 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri- 
schem Fleisch und den deutschen fleischbeschau- 
rechtlichen Vorschriften bestehen. 


Zu § 12 

Die Vorschrift trägt Artikel 5 Abs. 4 der Richtlinie 
Rechnung. 


Zu § 13 

Die Vorschrift entspricht Artikel 7 Abs. 2 der Richt- 
linie. 


Zu § 14 

Absatz 1 

Es muß damit gerechnet werden, daß die hygieni- 
schen Vorschriften der Anlage der Richtlinie ge- 
ändert und Richtlinien zur Durchführung dieser 
Richtlinie erlassen werden. Die Ermächtigung des 
Absatzes 1 soll das Rechtsetzungsverfahren für 
diese Fälle in der Bundesrepublik zur Übernahme 
der zu erwartenden EWG-Bestimmungen erleich- 
tern. 

Absatz 2 

Durch das Gesetz werden den beamteten Tierärzten 
und den Fleischbeschautierärzten neue Aufgaben 
zugewiesen. Die hierbei entstehenden Kosten er- 
fordern eine besondere Gebührenregelung. 

Zu § 15 

Eine Änderung des Fleischbeschaugesetzes ist aus 
folgenden Gründen unumgänglich; 

Nummer 1 
Buchstaben a und c: 

Nach § 12 a Abs. 1 des Fleischbeschaugesetzes kann 
Fleisch bisher in ganzen Tierkörpern, mit denen 
bestimmte Organe in natürlichem Zusammenhang 
verbunden sein müssen, eingeführt werden, ohne 
daß es in einem zugelassenen Schlachtbetrieb er- 
schlachtet, ordnungsgemäß untersucht und von 
einem amtstierärztlichen Gesundheitszeugnis beglei- 
tet ist. 

Artikel 9 der Richtlinie schreibt jedoch vor, daß die 
einzelstaatlichen Bestimmungen für Einfuhrerzeug- 
nisse aus dritten Ländern nicht günstiger sein dür- 


fen als die Bestimmungen zur Regelung des inner- 
gemeinschaftlichen Handels. Der Absatz 1 des § 12 a 
des Fleischbeschau gesetzes ist daher im Zusammen- 
hang mit Absatz 4 entsprechend zu ändern. 

Im Hinblick auf die nunmehr vorgeschriebene tier- 
ärztliche Untersuchung der Sdilachttiere und des 
Fleisches sowie im Hinblick auf die einzuhaltenden 
Hygienevorschriften ist es notwendig, bei Fleisch 
von Einhufern die Einfuhr in Tierkörperhälften und 
-vierteln ohne Organe zuzulassen. 

Die Vorschrift, daß die Nieren bei der Einfuhr in 
natürlichem Zusammenhang mit dem Tierkörper 
verbunden sein müssen, soll einheitlich für alle 
Tiere gelten, da fachliche Gründe für eine unter- 
schiedliche Behandlung nicht gegeben sein dürften. 
Im übrigen wurde § 12 a Abs. 4 des Fleischbeschau- 
gesetzes nach Maßgabe des Artikels 9 der Richtlinie 
den innergemeinschaftlichen Bestimmungen ange- 
glichen. 

Buchstabe b: 

Die Änderung ist die Folge des § 2 des Gesetzes 
über den Übergang von Zuständigkeiten auf dem 
Gebiete des Rechts des Gesundheitswesens vom 
29. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 560). 

Buchstabe d: 

Die Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, daß 
Wildschweine nicht geschlachtet, sondern in freier 
Wildbahn erlegt werden. 

Nummer 2 

In Buchstabe a wird klargestellt, daß auch Bauch- 
spcck einfuhrtähig ist. Die Vorschrift des Buchsta- 
ben b dient der Ängleichung an § 10 letzter Satz. 

Nummer 3 

Die Ergänzung ist zur Ängleichung an die Vorschrift 
des § 12 a Äbs. 4 des Fleischbeschaugesetzes erfor- 
derlich. 

Nummer 4 

Die bisherigen Erlahrungen haben gezeigt, daß es 
notwendig ist, Fleischeinfuhren gegebenenfalls von 
einer Überprüfung der ausländischen Betriebe durch 
Tierärzte der Bundesrepublik abhängig zu machen. 
Diese Regelung ersetzt dritten Ländern gegenüber 
das nach Ärtikel 4 Äbs, 3 der Richtlinie in der 
Gemeinschaft künftig anzuwendende Gutachterver- 
fahren. Der Bundesminister muß ermächtigt wer- 
den, die Bedingungen, unter denen Fleisch aus drit- 
ten Ländern in die Bundesrepublik eingeführt wer- 
den darf, bekanntzugeben, um die reibungslose Äb- 
wicklung des Verfahrens zu gewährleisten. 


Zu § 16 

Es bedarf der Klarstellung, daß neben den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes die Bestimmungen des Fleisch- 
beschaurechtes und des Lebensmittelgesetzes gel- 
ten. 
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Zu § 17 

Durch § 5 Abs, 2 erhalten die dort genannten Per- 
sonen weitgehende Auskunftsrechte. Um die Aus- 
kunftspflichtigen vor Nachteilen zu schützen, stellt 
§ 17 die unbefugte Offenbarung und Verwertung 
fremder Geheimnisse, insbesondere von Betriebs- i 
und Geschäftsgeheimnissen, unter Strafe. Die Rege- j 
lung lohnt sich eng an die §§ 186 und 186 b des 
Entwurfs eines Strafgesetzbuches 1962 (Drucksache 
IV 650) an. 

Zu § 18 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, Verstöße gegen 
Vorschriften des Gesetzes, deren Ahndung durch 
Kriminalstrafe unangemessen wäre, als Ordnungs- 
widrigkeiten zu ahnden. Durch die Bußgeldvorschrift 
können namentlich Verstöße gegen die in § 3 Abs. 1 
dieses Gesetzes aufgeführten Voraussetzungen ver- 
folgt werden, die bei der Versendung von frischem 
Fleisch in einen anderen Mitgliedstaat erfüllt sein 
müssen. Ferner können Verstöße verfolgt werden, 
wenn entgegen den Verboten in § 3 Abs. 2 frisches 
Fleisch in einen anderen Mitgliedstaat versandt j 
wird oder entgegen einem Verbot nach § 9 Abs. 2 
frisches Fleisch in das Bundesgebiet verbracht wird. 

Zu § 19 

Betriebe, die frisches Fleisch in einen anderen Mit- 
gliedstaat versenden, haben vielfach die Rechts- 
form einer juristischen Person. In diesen Fällen ist j 
die juristische Person zwar Träger der Zulassung | 
aber sie handelt durch ihre Organe. § 19 stellt des- i 
halb nach dem Muster zahlreicher neuerer Gesetze , 
klar, daß die bußgeldrechtliche Verantwortung auch i 
Organe juristischer Personen betrifft. Außerdem I 
sollen durch § 19 auch bestimmte andere Personen ; 


erfaßt werden, die mit Aufgaben des Normadressa- 
ten betraut sind. Durch die Fassung des Absatzes 2 
wird sichergestellt, daß untergeordnete Kräfte nicht 
als Vertreter im Sinne dieser Vorschrift verstan- 
den werden können. 


Zu § 20 

Die Vorschrift sieht die Möglichkeit vor, auch gegen 
juristische Personen oder gegen Personenhandelsge- 
sellschaften Geldbußen festzusetzen. Die Vorschrift 
ist den vergleichbaren Vorschriften des § 41 des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, des § 37 
des Außenwirtschaftsgesetzes und des § 22 des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes nachgebildet. Die Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 19 können auch im In- 
teresse und zugunsten einer juristischen Person 
oder Personenhandelsgesellschaft begangen werden. 
Es erscheint deshalb gerechtfertigt, für diese Fälle 
den Unternehmen als solchen eine Geldbuße aufzu- 
erlegen. Könnte eine Geldbuße nur gegen den schul- 
digen Vertreter verhängt werden, so wären für die 
Bemessung der Geldbuße nur dessen wirtschaftliche 
Verhältnisse maßgebend. Dies erscheint jedoch im 
Hinblick auf die Vorteile, die das Unternehmen aus 
der Ordnungswidrigkeit in vielen Fällen zieht, nicht 
gerechtfertigt. 

Zu § 21 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 22 

Auf Grund der Vorschrift des Artikels 10 der Richt- 
linie müssen die erforderlichen Rechtsvorschriften 
zur Durchführung der Richtlinie am 1. Juli 1965 in 
Kraft gesetzt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 4 

In Absatz 1 sind vor dem Wort „zugelassen" 
die Worte einzufügen „von der zuständigen . 
Behörde". 

Begründung 

Es muß festgestellt werden, von wem die Zulas- ' 
sung erfolgt. ! 

2. Zu § 5 j 

An Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: i 

„Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- ■ 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- | 
weit eingeschränkt." i 

Begründung I 

Die Vorschriften des § 5 Abs. 2 und 3 enthalten ' 
eine Einschränkung des Grundrechts des Ar- | 
tikels 13 GG. Gemäß Artikel 19 Abs. d GG ist es | 
daher erforderlich, die Einschränkung des ' 
Grundrechts durch den Gesetzgeber besonders I 
zu bestimmen. ' 

I 

3. Zu § 10 I 

Im vorletzten Satz sind nach dem Wort „Nie- ■ 
ren" die Worte einzufügen „ , Nierenfett und 
Flomen". 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 15 Nr. la (§ 12 a 
Abs. 1). 

4. Zu § 14 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Gebüh- I 

ren" durch das Wort „Kosten" ersetzt; j 

b) in Absatz 2 wird hinter Satz 2 folgender j 
Satz eingefügt: „Sie können pauschaliert ' 
werden." 

Begründung ; 

Die bei der Durchführung der Schlachttier- j 
und Fleischbeschau und bei der Zulassung : 
und Überwachung der Exportbetriebe ent- | 
stehenden Kosten werden bisher jeweils in i 
Form von Einheitsgebühren, mit denen sämt- . 
liehe Kosten abgegolten sind, erhoben. Eine ; 
gesetzliche Differenzierung dieser Kosten 
in Gebühren und Auslagen würde das be- . 
währte Verfahren der Einheitsgebühr ge- 
fährden und ggf. nachträgliche Sonderbe- 
rechnungen im Einzelfalle entstandener Aus- 
lagen notwendig machen. Dies könnte in der 
Praxis zu unnötigen Schwierigkeiten und 
evtl, zu Streitfällen wegen unterschiedlidiei 
Auslegungen der Voischriiten lührcii. 


5. Zu § 15 Nr. 1 

In Nr. 1 Buchstabe a — § 12 a Abs. 1 — - wer- 
den die Worte „sowie die Nieren" gestrichen 
und folgender Satz 2 eingefügt: 

„Nierenfett und Flomen dürfen fehlen." 
Begründung 

Nach dem bisherigen Wortlaut des § 12 a Abs. 4 
des Fieischbeschaugesetzes können bei der Ein- 
fuhr von Tierkörpern von Schweinen Nieren 
und Flomen fehlen. Gegen eine Weitergeltung 
dieser Vorschrift bestehen keine grundsätz- 
lichen Bedenken, so daß auch künftig auf Nie- 
ren und Flomen bei Tierkörpern von Schweinen 
verzichtet werden kann. 

Bei den nunmehr geltenden Bestimmungen über 
die Betriebshygiene und die tierärztlichen Un- 
tersuchungen kann jedoch diese bisher nur bei 
Schweinen geltende Regelung auf alle Schlacht- 
tiere ausgedehnt werden. Dadurch werden auch 
unnötige Schwierigkeiten Imim Handel mit 
Fleisch vermieden. 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

ß. Zu § 15 Nr. 3 

Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,3.a) § 12 c Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„1. bezüglich der Tiere, von denen das 
Fleisch stammt, mit Ausnahme von 
Wildschweinen, die Voraussetzungen 
des § 12 a Abs. 4 Nr. 1 bis 3 vorlie- 
gen,"; 

b) in § 12 c Abs. 1 Nr. 2 (unverän- 

dert)." ' 

Begründung 

Die Einfuhr von zubereitetem Wildschwein- 
fleisch war bisher nicht möglich, weil diese Tiere 
nicht auf Schlachthöfen geschlachtet und unter- 
sucht werden können. Es darf unterstellt wer- 
den, daß dies bei Erlaß der Vorschrift nicht be- 
absichtigt war. Das Fleisch soll jedoch weiter- 
hin aus zugelassenen Betrieben stammen. Die 
in § 15 Nr. 1 d des Entwurfs vorgesehene Rege- 
lung ist im Hinblick auf zubereitetes Wild- 
schweinfleisch unzureichend. 

7. Zu § 15 nach Nr. 4 

Folgende Nr. 5 wird angelügt: 

,5. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Der Bundesminister für das Gesund- 
heitswesen wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
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Ordnung mit Zustimmung dos Bundesrates 
die Kosten (Gebühren und Auslagen) der 
Untersuchung des in das Zollinland einge- 
henden Fleisches zu regeln. Im übrigen re- ! 
geln die Landesregierungen durch Rechtsver- 
ordnung die Erhebung von Kosten bei der 
Durchführung dieses Gesetzes; die Landes- 

regierungen künnen die Ermächtigung aut ■ 

oberste Landesbehörden übertragen. 

(2) Die Gebühren sind im Rahmen der ent- | 
stehenden Verwaltungskosten und unter Be- i 
rücksichtigung der Bedeutung der in An- ; 
Spruch genommenen Leistung zu bestim- j 
men."' i 

I 

i 

Begründung jlO. 

Nach der z. Z. geltenden Fassung des § 23 des 
Fleischbeschaugesetzes lautet die Ermächtigung 
zur Regelung der Kosten der Schlachttier- und 
Fleischbeschau sowie der Trichinenschau und der 
Kosten der Untersuchung des in das Zollinland 
eingehenden Fleisches auf den „Reichsminister 
des Innern". Welche Stelle die Aufgaben des 
„Reichsministers des Innern" als nunmehr sach- 
lich zuständige Stelle im Siune des Artikels 129 11. 

GG nach Inkrafttreten des Grundgesetzes über- 
nommen hat, eine Biindesbehörde oder eine 
Landesbehördo, die Landesregierung oder die 
für das Veterinärwesen zuständige oberste Lan- 
desbehörde, ist umstritten. In der Praxis sind 
die Kosten der Untersuchung dos in das Zoll- | 
inland eingehenden Fleisches bisher vom Bun- i 
desminister für das Gesundheitswesen geregelt | 
worden. Die übrigen Kosten sind hingegen stets j 
von den Ländern geregelt worden, und zwar in I 
einigen Ländern von den Landesregierungen i 
und in den übrigen Ländern von den für das | 
Veterinärwesen zuständigen obersten Landes- i 12 . 
behürden. Bei dieser Sachlage erscheint es im | 
Interesse der Rechtssicherheit dringend geboten, ^ 
durch die vorgeschlagene Neufassung klarzu- ! 
stellen, welchen Stellen die Kostenregelung im j 
Fleischbeschaurecht obliegt. Im übrigen sollte ' 
die Gebührenermächtigung im Fleischbeschau- i 
gesetz an die vergleichbare Ermächtigung des ' 
Entwurfs (§ 14 Abs. 2) angepaßt werden. 

j 

ö. Nach § 20 

Es wird folgender § 20 a eingefügt; ; 

„§ 20 a i 

Die Landesregierungen bestimmen die zu- i 13. 
ständigen Behörden." ; 

Begründung 

Es fehlt eine Angabe der Stellen, von denen die . 
für die Durchführung dieses Gesetzes zuständi- 
gen Behörden bestimmt v/erden. 

9. Zu Abschnitt 1 der Anlage 

a) ln Ni'. 3, 4 und 5 ist j(’weils das Wort „be- 
sonderen" („besondere") vor „Raum" 
(„Räume") einzusetzen. 


Begründung 

Klarstellung, daß es sich um einen eigens für 
die besonderen Tätigkeiten bestimmten 
Raum handeln muß. 

b) In Nr. 13 ist unter a) vierte Zeile vor „Ab- 
flüssen" das Wort „rückstausicheren" einzu- 
fügem. 

Begründung 

Die Einfügung ist aus technischen Gründen 
zweckmäßig. Eine entsprechende Vorschrift 
hat sich auch in der Niedersächsischen Hy- 
giene-Verordnung bewährt. 

Zu Abschnitt 2 der Anlage 

In Nr. 5 unter a) vierte Zeile vor „Abflüssen" 
ist einzufügen „rückstausicheren". 

Begründung 

Vgl. Änderung zu Abschnitt 1 Nr. 13 der An- 
lage. 

Zu Abschnitt 3 der Anlage 

Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Räume und Einrichtungsgegenstände dürfen 
entweder nur für das Schlachten oder nur 
für das Zerlegen von Fleisch verwendet 
werden " 

Begründung 

Klarstellung, daß Schlachträume auch unter 
zeitlicher Trennung nicht als Zerlegungsräume 
dienen dürfen. 

Zu Abschnitt 4 der Anlage 

Es wird eine Nr. 5 angefügt mit folgendem Wort- 
laut: 

„5. In allen übrigen Fällen ist auf Grund des 
Ergebnisses der Schlachttieruntersuchung 
die Schlachtung zu gestatten (Schlachter- 
laubnis)." 

Begründung 

Nachdem in § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes eine 
Schlachterlaubnis verlangt wird, muß diese auch 
in der Anlage 4 vorgesehen werden. 

Zu Abschnitt 7 der Anlage 

In Satz 2 wird das Wort „freigegeben" durch die 
Worte „nach Abschnitt 8 gekennzeichnet" er- 
setzt. 

Begründung 

Im Gegensatz zum innerdeutschen Verkehr er- 
folgt die Freigabe für den innergemeinschaft- 
lichen Verkehr mit der Ausstellung der Genuß- 
Iduglichkeitsbescheinigung. Die vorgeschlagenc 
Änderung stellt außerdem die Beziehung zwi- 
schen dem Ergebnis der Untersuchung und der 
Kennzeichnung des Fleisches her. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zur der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen zu 1 bis 3, 5, 6 und 8 
bis 13 wird zugestinimt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 

Zu 4. 

Dem Vorschlag zu a) wird nicht zugestimmt. 

Die Kosten setzen sich zusammen aus Gebühren und 
Auslagen. Nur Gebühren können im Rahmen der 
entstehenden Verwaltungskosten und unter Berück- 
sichtigung der Bedeutung der in Anspruch genom- 
menen Leistung bestimmt werden. 

Dem Vorschlag zu b) wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„. . . . Die Gebühren sind im Rahmen der entstehen- 
den Verwaltungskosten und unter Berücksichtigung 
der Bedeutung der in Anspruch genommenen Lei- 
stung zu bestimmen; für die Kosten können Pau- 
schalsätze vorgesehen werden." 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält ihn jedoch lediglich als 
vorläufige Regelung für ausreichend. Der Bundes- 
minister für Gesundheitswesen soll nach dem Vor- 
schlag ermächtigt sein, die Kosten der Untersuchung 
des zur Einfuhr gelangenden Fleisches zu regeln. 
Die Ermächtigung in dem geltenden § 23 des Fleisch- 
beschaugesetzes hat demgegenüber einen weiteren 
Umfang. Zwar ist diese Ermächtigung bisher nicht in 
vollem Umfang ausgeschöpft worden; um Wettbe- 
werbsverzerrungen, insbesondere mit Rücksicht auf 
die Entwicklung in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, zu begegnen, wird von der Bundes- 
regierung aber angestrebt, alle in Betracht kommen- 
den Kosten zukünftig einheitlich zu regeln. Die Bun- 
desregierung hält es daher für erforderlich, den 
Bundesminister für Gesundheitswesen in dem von 
ihr vorgesehenen Fleischhygienegesetz, das bald- 
möglichst an die Stelle des Fleischbeschaugesetzes 
und des vorliegenden Gesetzes treten soll, zum Er- 
laß einer umfassenden bundesoinheitlichen Kosten- 
rt'gelung zu ermächtigen. 
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